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Sachverständige fragen –  
der Verband antwortet
Kommentare

In dieser Rubrik werden Fragen beantwortet, die sich Sach-
verständige bei ihrer Gutachtertätigkeit in der Praxis stellen. 
Sollten auch Sie entsprechende Fragen haben, so senden 
Sie diese bitte formlos unter hauptverband@gerichts-sv.org 
an den Verband.

1.	Rezertifizierung von Gerichtssachverständigen

Frage:

Was versteht man unter der Rezertifizierung von Gerichts-
sachverständigen? Wie läuft ein Rezertifizierungsverfahren 
ab?

Antwort:

Als Merkmal der Qualitätssicherung ist die Eintragung von 
Gerichtssachverständigen in die Gerichtssachverständi-
gen- und Gerichtsdolmetscherliste mit dem Zeitraum von 
fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der Eintragung befristet. Sie 
kann danach um jeweils fünf Jahre verlängert werden. Dies 
geschieht jedoch nicht automatisch (von Amts wegen), 
sondern nur über Antrag der oder des Sachverständigen. 
Der Antrag ist frühestens ein Jahr und spätestens drei Mo-
nate vor Ablauf der Frist zu stellen und hat die gerichtli-
chen Verfahren, in denen die oder der Sachverständige 
seit ihrer oder seiner Eintragung (oder letzten Rezertifizie-
rung), bei häufiger Heranziehung in einem maßgeblichen 
Zeitraum unmittelbar vor der Antragstellung, tätig gewor-
den ist, mit Aktenzeichen und Gericht anzuführen. Wei-
ters sind die im letzten Eintragungszeitraum absolvierten 
Fortbildungsaktivitäten anzugeben. Sofern die oder der 
Sachverständige dem entscheidenden Präsidenten (der 
entscheidenden Präsidentin) hinsichtlich ihrer oder seiner 
Eignung nicht ohnehin (besonders wegen häufiger Bestel-
lung) bekannt ist, ist der Antrag in Kopie den Richterinnen 
und Richtern (Staatsanwältinnen und Staatsanwälten), die 
die im Antrag angeführten Verfahren führen oder geführt 
haben, zur schriftlichen Stellungnahme über die Eignung 
der oder des Sachverständigen, besonders zur Äußerung 
über die Sorgfalt der Befundaufnahme, über die Rechtzei-
tigkeit der Gutachtenserstattung sowie über die Schlüs-
sigkeit, die Nachvollziehbarkeit und den richtigen Aufbau 
der Gutachten zu übermitteln. Um die weitere Eignung 
der oder des Sachverständigen zu prüfen, kann der zu-
ständige Präsident (die zuständige Präsidentin) auch noch 
weitere Ermittlungen anstellen und sogar eine begründete 
Stellungnahme der Kommission nach § 4a SDG oder eine 
Äußerung eines qualifizierten Mitglieds dieser Kommission 
einholen. Die Präsidentin oder der Präsident entscheidet 
sodann über den Rezertifizierungsantrag mit Bescheid, 
gegen den – bei negativem Ausgang – Beschwerde an 
das BVwG erhoben werden kann (§ 6 SDG).

2.	Bevorstehende Löschung aus der Gerichts
sachverständigenliste – Einfluss auf offene 
Gutachtensaufträge

Frage:

Ich möchte nach dem baldigen Ablauf meiner aktuellen 
fünfjährigen Eintragungsdauer keinen Antrag auf Rezertifi-
zierung mehr stellen. Welchen Einfluss hat dies auf offene 
Gutachtensaufträge, die im Zeitpunkt meiner dann erfol-
genden Löschung aus der Gerichtssachverständigenliste 
noch nicht erledigt sind?

Antwort:

Gemäß § 9 Abs 2 SDG hat das Erlöschen der Eigenschaft 
als allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sach-
verständiger während der Tätigkeit des Sachverständigen 
in einem bestimmten Verfahren keine Wirkung auf dieses 
Verfahren. Sie dürfen daher im Zeitpunkt Ihrer Löschung 
aus der Gerichtssachverständigenliste offene Gutachtens
aufträge noch erfüllen.

3.	Ladung als „sachverständiger Zeuge“ –  
Bedeutung und Gebühren

Frage:

Ich habe von einem Landesgericht in einem Zivilprozess 
eine Ladung als Zeuge erhalten. Ich habe in dieser An-
gelegenheit bereits vor diesem Prozess ein Privatgutach-
ten im Auftrag der klagenden Partei erstattet. Das Gericht 
hat einen Sachverständigen bestellt. Was bedeutet diese 
Ladung für mich? Wie verhalte ich mich richtig? Und wie 
sieht es mit meinen Gebühren aus? Kann ich einen Ver-
dienstentgang verzeichnen?

Antwort:

Sie sind als „sachverständiger Zeuge“ im Sinne von § 350 
ZPO geladen. Sie müssen jedenfalls der Ladung Folge leis-
ten. Da Sie in diesem Verfahren „nur“ Zeuge (wenn auch 
mit Sachverstand) sind, nicht aber zum Sachverständigen 
bestellt wurden, müssen Sie nur über Ihre Wahrnehmun-
gen (den von Ihnen erhobenen Befund) aussagen. Wenn 
Sie dazu nicht mehr sagen können, als ohnehin in Ihrem 
Privatgutachten steht, ist das auch in Ordnung. Hingegen 
ist es nicht Ihre Aufgabe, fachliche Schlussfolgerungen zu 
ziehen und/oder das Gutachten des vom Gericht bestell-
ten Sachverständigen zu beurteilen oder zu kommentie-
ren.

Zum Gebührenanspruch: Als Zeuge haben Sie lediglich 
Anspruch auf Zeugengebühren. Das sind gemäß §§ 2 ff 
GebAG die Reisekosten (grundsätzlich öffentliches Ver-
kehrsmittel, soweit zumutbar, ansonsten Kilometergeld) 
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und der Verdienstentgang. Sie können die Zeugengebüh-
ren entweder am Ende Ihrer Vernehmung „pauschal“ an-
sprechen; wenn beide Parteien einverstanden sind, wird 
sich eine davon zur Direktzahlung an Sie verpflichten 
(Kontaktdaten oder Kontonummer bekannt geben) und 
den Betrag in ihr Kostenverzeichnis aufnehmen. Wenn 
das mangels Einverständnisses nicht möglich ist, müssen 
Sie Ihre Zeugengebühren entweder gleich im Anschluss 
in der Kanzlei bei Gericht oder binnen 14 Tagen schrift-
lich geltend machen (der Ladung sollte dazu ein Formular 
angeschlossen sein) und den Verdienstentgang, den Sie 
in dieser Zeit erlitten haben, auch konkret bescheinigen 
können. Ohne Bescheinigung kann dafür nur ein Betrag 
von € 20,60 pro begonnener Stunde begehrt werden (§ 18 
Abs 1 Z 1 GebAG), wobei die Zeit von der Abfahrt zu Hau-
se bzw vom Büro bis zur Rückkehr zu berechnen ist. Ihre 
Zeugengebühren werden dann mit Bescheid bestimmt 
und aus Amtsgeldern gezahlt. Die Judikatur zur Beschei-
nigung des Verdienstentgangs ist recht streng; es geht um 
das „tatsächlich entgangene Einkommen“, das nach Ab-
zug von Auslagen verdient worden wäre, und nicht um ein 
fiktiv nach Durchschnittssätzen errechnetes. Sie müssten 
daher bescheinigen, dass Sie ohne die Zeugenladung in 
diesem Zeitraum tatsächlich an einem bestimmten ande-
ren Fall gearbeitet und mit diesem einen bestimmten Be-
trag verdient hätten. Die Rechtsprechung steht dazu auf 
dem Standpunkt, dass zB kein konkreter Vermögensscha-
den vorliegt, wenn die Arbeit zu einem anderen Zeitpunkt 
nachgeholt werden kann.

4.	Anwaltspflicht und Kostenersatzpflicht für Rechts-
mittel in Gebührensachen?

Frage:

Das Landesgericht XY hat meine Gebühren abweichend 
von meiner Gebührennote um € 700,– gekürzt. Ich möchte 
dagegen Rekurs erheben. Benötige ich einen Rechtsan-
walt? Welches Kostenrisiko habe ich im Rechtsmittelver-
fahren?

Antwort:

Gemäß § 41 Abs 3 GebAG bedürfen Rechtsmittel im Ge-
bührenbestimmungsverfahren nicht der Unterschrift eines 
Rechtsanwalts. Ein Kostenersatz findet nicht statt. Sie be-
nötigen für Ihren Rekurs daher weder einen Rechtsanwalt 
noch tragen Sie ein Kostenrisiko.

5.	Gebührenvorschuss – Zeitpunkt der Antrag
stellung – Höhe?

Frage:

Ich habe in einem schon länger dauernden Gerichtsverfah-
ren bislang ein schriftliches Gutachten und ein schriftliches 
Ergänzungsgutachten erstattet. Dafür habe ich jeweils eine 
Gebührennote gelegt. Die beklagte Partei hat dagegen Ein-
wendungen erhoben, sodass das Gericht meine Gebüh-
ren vorerst nicht bestimmt hat. Nun steht die mündliche 
Gutachtenserörterung bevor. Kann ich einen Gebühren-
vorschuss beantragen? In welcher Höhe? Und auch mehr-
fach, sollte es zu weiteren Verzögerungen kommen? Kön-
nen sich die Parteien dagegen aussprechen?

Antwort:

Gemäß 26 GebAG ist Sachverständigen auf Antrag ein 
angemessener Vorschuss zu gewähren. Der Gesetzes-
wortlaut nennt weder einen bestimmten Betrag noch eine 
Obergrenze. Der Antrag auf Gewährung eines Vorschusses 
hat grundsätzlich ein bestimmtes, begründetes Begehren 
zu enthalten. In Ihrem Fall können Sie einen Vorschuss in 
Höhe der bisher verzeichneten Gebühren begehren und 
dies mit der langen Wartezeit auf Ihre Gebühren begrün-
den. Ein Gebührenvorschuss kann auch mehrfach wäh-
rend eines Verfahrens beantragt werden. Die Bewilligung 
eines Vorschusses durch das Gericht können die Parteien 
nicht mit Rechtsmitteln bekämpfen (§ 41 Abs 2 GebAG).
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